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Einleitung

Öffentliche Förderbanken sind en vogue, wie die Franzosen sagen würden.
Dies liegt daran, dass sie im Rahmen der Finanzkrise und in den Folgejah-
ren der Finanzkrise ihren Wert als wirtschaftspolitisches Instrument zur
Überwindung von Investitionsstaus und zur Steigerung des wirtschaftli-
chen Wachstums unter Beweis gestellt haben. Entsprechend konnte in den
letzten Jahren europaweit die Gründung von öffentlichen Förderbanken
beobachtet werden, wie beispielsweise der British Business Bank (BBB) im
Jahr 20141 und der Instituição Financeira de Desenvolvimento (IFD) ebenfalls
im Jahr 20142. Deutschland blickt demgegenüber bereits auf eine lang-
jährige Förderbankentradition zurück und verfügt über eine ausgeprägte
Förderbankenlandschaft. So betrug die aggregierte Bilanzsumme der öf-
fentlichen Förderbanken in Deutschland 1.043,87 Milliarden Euro (Stand
31. Dezember 2020), die sich wie folgt auf die einzelnen öffentlichen För-
derbanken aufteilt:

Förderbank Bilanzsumme
zum 31. Dezember 2020

Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 543 Milliarden Euro3

Landwirtschaftliche Rentenbank (LRB) 95,3 Milliarden Euro4

NRW.BANK 155,8 Milliarden Euro5

Landeskreditbank Baden-Württemberg –
Förderbank – (L-Bank)

86,76 Milliarden Euro6

LfA Förderbank Bayern (LfA) 23,15 Milliarden Euro7

1 Vgl. National Audit Office, British Business Bank vom 5. Februar 2020, S. 16 („Set-
ting up British Business Bank“), abrufbar unter https://www.nao.org.uk/wp-conten
t/uploads/2020/01/British-Business-Bank.pdf.

2 Decreto-Lei n.º 155/2014, abrufbar unter https://dre.pt/home/-/dre/58509397/detail
s/maximized.

3 KfW Jahresabschluss und Lagebericht 2020, S. 2.
4 LRB Geschäftsbericht 2020, Übersicht vor S. 1.
5 NRW.BANK Geschäftsbericht 2020, S. 47.
6 L-Bank Geschäftsbericht 2020, S. 2.
7 LfA Geschäftsbericht 2020, S. 4.
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Förderbank Bilanzsumme
zum 31. Dezember 2020

Investitionsbank Berlin (IBB) 19,45 Milliarden Euro8

Investitionsbank des Landes Branden-
burg (ILB)

14,33 Milliarden Euro9

Hamburgische Investitions- und Förder-
banken (IFB)

5,997 Milliarden Euro10

Investitions- und Strukturbank Rhein-
land-Pfalz (ISB)

9,31 Milliarden Euro11

Investitionsbank Schleswig-Holstein
(IB.SH)

21,3 Milliarden Euro12

Investitions- und Förderbank Nieder-
sachsen – NBank

4,91 Milliarden Euro13

Sächsische Aufbaubank – Förderbank –
(SAB)

8,21 Milliarden Euro14

Thüringer Aufbaubank (TAB) 3,54 Milliarden Euro15

Investitionsbank Sachsen-Anhalt (IB) 1,83 Milliarden Euro16

Bayerische Landesbodenkreditanstalt
(BayernLaBo)

21,13 Milliarden Euro17

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hes-
sen (WiBank)

25,88 Milliarden Euro18

Landesförderinstitut Mecklenburg-Vor-
pommern (LFI)

1,14 Milliarden Euro19

8 IBB Geschäftsbericht 2020, S. 48.
9 ILB Zusammengefasster Lage- und Konzernlagebericht 2020, S. 6.

10 IFB Jahresbericht 2020, S. 2.
11 ISB Geschäftsbericht 2020, S. 58.
12 IB.SH Geschäftsbericht 2020, S. 6.
13 NBank Geschäftsbericht 2020, S. 42.
14 SAB Geschäftsbericht 2020, S. 16.
15 TAB Lagebericht 2020, S. 4.
16 IB Lagebericht und Jahresabschluss 2020, S. 20.
17 BayernLaBo Jahresbericht 2020, S. 3.
18 WiBank Geschäftsbericht 2020, S. 7.
19 LFI Jahresbilanz 2020, S. 1.
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Förderbank Bilanzsumme
zum 31. Dezember 2020

Saarländische Investitionskreditbank
(SIKB)

1,83 Milliarden Euro20

Bremer Aufbaubank (BAB) 0,998 Milliarden Euro21

Bei einer aggregierten Bilanzsumme aller deutschen Kreditinstitute im
Dezember 2020 von 9.002 Milliarden Euro22 macht der Anteil der öffentli-
chen Förderbanken am deutschen Bankensektor beachtliche 11,6 Prozent
aus. Die Bedeutung der öffentlichen Förderbanken zeigt sich aktuell er-
neut im Rahmen der Corona-Krise. Insoweit ist es nur konsequent, dass
die Europäische Kommission die öffentlichen Förderbanken auch langfris-
tig als wichtiges Instrument ihrer Investitionsoffensive identifiziert hat.23

Trotz ihrer Bedeutung erfahren die öffentlichen Förderbanken in der
Rechtswissenschaft bestenfalls eine Randerwähnung. Soweit es um öffent-
liche Kreditinstitute geht, stehen meistens die Landesbanken und Sparkas-
sen im Fokus.24

Dass öffentliche Förderbanken auch in der Rechtswissenschaft ihren
eigenen Platz verdient haben, zeigen auch die jüngsten europäischen
Entwicklungen. So beschäftigten sich die Organe und Einrichtungen der
EU jüngst mit der Frage der Anwendbarkeit der bankaufsichtsrechtlichen
Vorschriften auf öffentliche Förderbanken im Rahmen der Überarbeitung
der Richtlinie 2013/36/EU (CRD IV)25, der Verordnung (EU) 575/2013
(CRR)26, der Richtlinie 2014/59/EU (BRRD)27 und der Verordnung (EU)

20 SIKB Geschäftsbericht 2020, S. 22.
21 BAB Geschäftsbericht 2020, S. 4.
22 Vgl. Deutsche Bundesbank, Bankenstatistiken April 2021, Statistische Fachreihe,

S. 6.
23 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat vom

22. Juli 2015, Gemeinsam für mehr Beschäftigung und Wachstum: Die Rolle
der nationalen Förderbanken im Rahmen der Investitionsoffensive für Europa,
COM/2015/0361 final.

24 Siehe beispielsweise die Dissertation von Schäfer zum öffentlich-rechtlichen Ban-
kensystem, der hiermit ausschließlich die „Sparkassengruppe […], insbesondere die
Sparkassen und Landesbanken“ meint und die öffentlich-rechtlichen Förderbanken
nicht erwähnt, vgl. Schäfer, Das öffentlich-rechtliche Bankensystem, S. 1 ff.

25 ABl. EU 2013, Nr. L 176/338.
26 ABl. EU 2013, Nr. L 176/1.
27 ABl. EU 2014, Nr. L 173/190.
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806/2014 (SRM‑VO)28. Die Aufsicht über öffentliche Förderbanken ist auf-
grund des von ihnen wahrgenommenen öffentlichen Auftrags und der zu
ihren Gunsten bestehenden staatlichen Absicherung keine Selbstverständ-
lichkeit.

Öffentliche Förderbanken sind Akteure zwischen Staat und Markt.29 Sie
erfüllen eine gesetzlich definierte staatliche Funktion. Diese Funktion er-
gibt sich aus der gesetzlichen Aufgabenzuweisung an die öffentlichen För-
derbanken, der Förderauftrag. Die übertragenen Aufgaben haben die öf-
fentlichen Förderbanken wettbewerbsneutral wahrzunehmen.30 Zugleich
sind öffentliche Förderbanken aber auch Kreditinstitute im klassischen
Sinne und damit Unternehmen, die nach kaufmännischen Grundsätzen
geführt werden. Entsprechend finden auf öffentliche Förderbanken eine
Vielzahl von Vorschriften Anwendung, in deren Umfeld sie sich sicher
bewegen müssen. Dies gilt sowohl in Bezug auf Vorschriften, die auf die
öffentlichen Förderbanken als öffentliche Stelle Anwendung finden, als
auch in Bezug auf Vorschriften, die sie als Kreditinstitute und damit eher
als Unternehmen treffen.

Mit der vorliegenden Arbeit soll die deutsche Förderbankenlandschaft
einer genaueren juristischen Betrachtung unterzogen werden. Aufgrund
des Föderalismus weist Deutschland mit neunzehn öffentlichen Förder-
banken eine vielschichtige und komplexe Förderbankenlandschaft auf.

Im ersten Kapitel erfolgt zunächst eine Einordnung der öffentlichen
Förderbanken innerhalb des deutschen Bankensystems bevor auf ihre Or-
ganisationsformen und ihre rechtlichen Grundlagen eingegangen wird.
Anschließend erfolgt ein kurzer überblicksartiger Exkurs auf die öffentli-
chen Förderbanken in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und
die öffentlichen Förderbanken in Europa. Gegenstand des zweiten Kapitels
ist der öffentliche Auftrag und die staatliche Absicherung der öffentlichen
Förderbanken, wobei insbesondere auch auf die wettbewerbsrechtlichen
Implikationen eingegangen wird. Dies bildet die Basis für die anschließen-
de Betrachtung des „Geschäftsmodells“ der öffentlichen Förderbanken. Im

28 ABl. EU 2014, Nr. L 225/1.
29 Siehe VÖB, Förderbanken in Deutschland – Unterwegs im öffentlichen Auftrag,

S. 5.
30 Die Wettbewerbsneutralität ist teilweise explizit in den Errichtungsgesetzen oder

in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag der öffentlichen Förderbanken nor-
miert, vgl. § 6 Abs. 2 Satz 2 IBB-Gesetz, § 7 Satz 1 ILB-Gesetz, § 7 Satz 3 IFB-Ge-
setz, § 6 Abs. 1 Satz 2 NBank-Gesetz, § 7 Abs. 3 Satz 1 IB-Verordnung, § 2 Abs. 1
Satz 3 TAB-Gesetz, § 2 Abs. 10 WiBank-Gesetz, § 2 Treuhandvertrag MV, § 3
Abs. 3 Satz 3 SKIB-Satzung.
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Rahmen des dritten Kapitels wird sodann auf die verschiedenen Facetten
der staatlichen Einflussnahme und Kontrolle in Bezug auf die öffentlichen
Förderbanken eingegangen. Dabei wird zunächst die staatliche Bankenauf-
sicht ausgespart, die Gegenstand des nachfolgenden vierten Kapitels ist. In
diesem wird nach einer kurzen Einführung auf die einzelnen Vorgaben
des Bankenaufsichtsrechts unter Bezugnahme auf die Bedeutung für die
öffentlichen Förderbanken und die für diese bestehenden Besonderheiten
eingegangen.

Für die gesamten Ausführungen gilt, dass es nicht möglich ist, auf die
Besonderheiten jeder einzelnen der neunzehn öffentlichen Förderbanken
detailliert einzugehen. Das Ziel der Arbeit ist es deswegen – soweit mög-
lich – zu systematisieren und die wesentlichen Aspekte herauszuarbeiten,
die öffentliche Förderbanken von gewöhnlichen Kreditinstituten, d. h.
Geschäftsbanken, unterscheiden.
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Organisationsformen und rechtliche Grundlagen
öffentlicher Förderbanken

Das deutsche Bankensystem teilt sich in die drei Säulen der öffentlichen,
der genossenschaftlichen und der privaten Kreditinstitute auf (sog. Drei-
Säulen-Modell).31 Die unterschiedlichen Erscheinungsformen der Kredit-
institute können anhand ihrer Eigentumsverhältnisse sowie anhand des
Kriteriums der Beherrschung voneinander abgegrenzt werden.32 Öffentli-
che Kreditinstitute sind solche, die mehrheitlich oder in Gänze von der
öffentlichen Hand33 beherrscht werden.34 Insoweit sind sie eine Erschei-
nungsform der öffentlichen Unternehmen.35 Genossenschaftliche Kredit-
institute sind Kreditinstitute mit nicht geschlossener Mitgliederzahl, wobei
die Mitgliedschaft durch den Erwerb mindestens eines Geschäftsanteils
begründet wird.36 Jedes Mitglied ist Miteigentümer, Kapitalgeber und
Gewinnbeteiligter. Private Kreditinstitute werden negativ von den genos-
senschaftlichen und den öffentlichen Kreditinstituten abgegrenzt. Unter
ihnen versteht man Kreditinstitute, die nicht von der öffentlichen Hand
beherrscht werden und die keine Mitglieder haben. Die öffentlichen För-
derbanken, die allein Gegenstand der weiteren Betrachtung sind, sind der
Säule der öffentlichen Kreditinstitute zuzuordnen. Innerhalb der Gruppe
der öffentlichen Kreditinstitute sind die öffentlichen Förderbanken den

Kapitel 1:

31 Vgl. Rehm in: FS Potthoff, 248, 248; von Livonius, Öffentlich-rechtliche Kredit-
institute und EU-Beihilferegime, S. 27; Krupp/Hillers/Pahlke/Scholz, Das Drei-Säu-
len-System im deutschen Bankenmarkt, S. 1.

32 So auch Hasenkamp/Kirchhoff, Öffentliche Kreditinstitute in der Bundesrepublik
Deutschland, S. 3.

33 Der Begriff der „öffentlichen Hand“ meint in diesem Zusammenhang, dass Trä-
ger des Kreditinstituts Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) oder
eine von einer Gebietskörperschaft getragene juristische Person ist, siehe dazu
H. Siekmann in: Eine stabile Geld-, Währungs- und Finanzordnung, 845, 849.

34 Vgl. Hasenkamp/Kirchhoff, Öffentliche Kreditinstitute in der Bundesrepublik
Deutschland, S. 4; Kirchhoff, Zielwandel bei öffentlichen Unternehmen, aufge-
zeigt am Beispiel der Banken des Bundes, S. 26.

35 So auch Heymann, Wesen und Notwendigkeit der öffentlichen Anstalt, S. 31 ff.;
differenzierend Chae, Die Staatsaufsicht über die Anstalten des öffentlichen
Rechts im deutsch-koreanischen Vergleich, S. 44 ff.

36 Vgl. Rümker/Winterfeld in: Schimansky/Bunte/Lwowski, BankR-HdB, § 124
Rn. 162.
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öffentlichen Kreditinstituten mit Sonderaufgaben zugeordnet.37 Nicht Ge-
genstand der folgenden Bearbeitung sind die Bürgschaftsbanken, die als
Selbsthilfeeinrichtung der Wirtschaft organisiert, aber mit öffentlichen
Rückbürgschaften ausgestattet und damit ein Instrument der Kombination
aus Selbsthilfe und Staatshilfe sind. Gesellschafter der Bürgschaftsbanken
sind entsprechend Kammern, Wirtschaftsverbände, Innungen sowie Kre-
ditinstitute und Versicherungen.38

Organisationsformen der öffentlichen Förderbanken

Öffentliche Kreditinstitute, zu denen die öffentlichen Förderbanken zäh-
len, können nicht nur in der Rechtsform der juristischen Person des
öffentlichen Rechts (öffentlich-rechtliche Rechtsform), sondern auch der
Rechtsform der juristischen Person des Privatrechts (privatrechtliche
Rechtsform), wie beispielsweise der Aktiengesellschaft (AG) oder der
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), organisiert sein.39 Hin-
tergrund ist, dass sich die Verwaltung zur Erfüllung ihrer öffentlichen
Aufgaben nach herrschender Auffassung auch privatrechtlicher Rechtsfor-
men bedienen darf (Grundsatz der Formenwahlfreiheit der Verwaltung).
An dieser Stelle kann keine vertiefte Auseinandersetzung mit der dogma-
tischen Begründung des Grundsatzes der Formenwahlfreiheit der Verwal-
tung erfolgen, um den Fokus nicht zu sehr vom eigentlichen Thema der
Arbeit, den öffentlichen Förderbanken in Deutschland, zu nehmen.40 Des-
halb wird für die folgenden Ausführungen die Annahme getroffen, dass
ein solcher Grundsatz an sich besteht, im Einzelfall aber rechtsstaatlichen
Einschränkungen unterliegt. Dabei darf die Ausgestaltung in privatrecht-
licher Rechtsform nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Verwaltung

A.

37 Siehe für diese Einordnung Deutsche Bundesbank, Bankgeschäftliche Informatio-
nen 2 2020, S. 182 f.

38 Vgl. Schäfer/Zimmermann in: Strategisches Management in Förderbanken, 269,
275; Weber in: Strategisches Management in Förderbanken, 383, 398.

39 Siehe für eine umfassende Aufzählung der privatrechtlichen Organisationsfor-
men Kempen, Die Formenwahlfreiheit der Verwaltung, S. 108.

40 Siehe zur dogmatischen Begründung ausführlich Kempen, Die Formenwahlfrei-
heit der Verwaltung, S. 1 ff. Vgl. auch Maurer/Waldhoff in: Maurer/Waldhoff,
Allg. VerwR, § 17 Rn. 1; siehe zudem ausführlich zur grundsätzlichen Wahl-
freiheit bei der Organisationsform Mann, Die öffentlich-rechtliche Gesellschaft,
S. 39 ff. sowie Degenhart, Der Durchgriff auf den Staat bei Beteiligung der öffentli-
chen Hand an Gesellschaften des privaten Rechts, S. 1 mwN.
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auch bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben in privatrechtlicher
Rechtsform an öffentlich-rechtliche Grundsätze (insbesondere die Grund-
rechte, die allgemeinen Grundsätze des Verwaltungsrechts und die Zustän-
digkeitsregelungen) gebunden bleibt (Art. 1 Abs. 3, 19, 20 Abs. 3 GG).41

D. h. auch durch die Verwendung privatrechtlicher Rechtsformen können
spezifische öffentlich-rechtliche Bindungen des Staates nicht aufgehoben
werden. Denn privatisiert wird nur die Organisation der Aufgabe, nicht
aber die Aufgabe selbst (sog. formelle Privatisierung).42 Die rechtliche Ver-
antwortung für die Aufgabe wird nicht verlagert: das privatrechtlich orga-
nisierte Unternehmen handelt anders als bei der Beleihung nicht im eige-
nen, sondern im fremden Namen (siehe dazu noch unten unter II.1).43

Die öffentlichen Förderbanken sind mehrheitlich in der Rechtsform der
juristischen Person des öffentlichen Rechts organisiert (dazu unter I.). Der-
art organisierte Förderbanken bezeichnet man auch als „öffentlich-rechtli-
che Förderbanken“.44 Dennoch gibt es auch öffentliche Förderbanken, die
in der Rechtsform der juristischen Person des Privatrechts organisiert sind
(dazu unter II.).

Organisation in der Rechtsform der juristischen Person des öffentlichen
Rechts

Unterscheidung Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des
öffentlichen Rechts

Der Begriff der juristischen Person des öffentlichen Rechts ist ein Oberbe-
griff für Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts.
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind durch staatlichen Hoheitsakt

I.

1.

41 So auch Maurer/Waldhoff in: Maurer/Waldhoff, Allg. VerwR, § 17 Rn. 1; H. Siek-
mann in: Jahrbuch für Neue Politische Ökonomie, 282, 288; Püttner, Die öffentli-
chen Unternehmen, S. 81 f.; ausführlich Ehlers, Verwaltung in Privatrechtsform,
S. 74 ff.; kritisch in Bezug auf das sog. „Verwaltungsprivatrecht“ Kempen, Die
Formenwahlfreiheit der Verwaltung, S. 127.

42 Vgl. Stober, NJW 1984, 449, 450.
43 Vgl. Stelkens, Jura 2016, 1260, 1262.
44 Siehe zu dieser Differenzierung H. Siekmann in: Eine stabile Geld-, Währungs-

und Finanzordnung, 845, 846 ff. sowie zur parallelen begrifflichen Unterschei-
dung zwischen „öffentlichen Kreditinstituten“ und „öffentlich-rechtlichen Kre-
ditinstituten“ Twiehaus, Die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, S. 1; Hasen-
kamp/Kirchhoff, Öffentliche Kreditinstitute in der Bundesrepublik Deutschland,
S. 4; Hahn in: Öffentliches Finanzrecht, 243, 291.
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geschaffene, mitgliedschaftlich verfasste Organisationen, die öffentliche
Aufgaben wahrnehmen.45 Stiftungen des öffentlichen Rechts sind recht-
lich verselbstständigte Vermögensmassen, die einen bestimmten Zweck,
der in der Erfüllung öffentlicher Aufgaben liegen muss, fördern und deren
Erträge bestimmten Nutznießern zugutekommen.46 Anstalten des öffentli-
chen Rechts sind demgegenüber nach einer auf Otto Mayer zurückgehen-
den, heute noch maßgeblichen Definition „Bestände von Mitteln, sächlichen
wie persönlichen, welche in der Hand eines Trägers öffentlicher Verwaltung
einem besonderen öffentlichen Zweck dauernd zu dienen bestimmt sind“.47

Von den drei unter dem Oberbegriff der juristischen Person des öffentli-
chen Rechts zusammengefassten öffentlich-rechtlichen Organisationstypen
passt nach den dargelegten Definitionen allein die Anstalt des öffentlichen
Rechts auf die organisationsrechtliche Beschaffenheit der öffentlich-rechtli-
chen Förderbanken. Öffentlich-rechtliche Förderbanken sind weder rechts-
fähige Vermögen, die Nutznießern zur Verfügung stehen, noch verfügen
sie – anders als die genossenschaftlichen Kreditinstitute – über mitglied-
schaftliche Organe, die zu korporativer Willensbildung in der Lage sind.
Dass eine öffentlich-rechtliche Förderbank aufgrund ihrer organisations-
rechtlichen Beschaffenheit keine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist,
zeigt auch das Beispiel der KfW: Diese wurde gemäß § 1 Abs. 1 des Ge-
setzes über die Kreditanstalt für Wiederaufbau vom 5. November 194848

noch als Körperschaft des öffentlichen Rechts bezeichnet. Im Jahr 2003
erfolgte die Korrektur durch den Gesetzgeber.49 In der Gesetzesbegrün-
dung heißt es dazu: „Entgegen dem bisherigen Gesetzeswortlaut ist die KfW
organisationsrechtlich keine Körperschaft, sondern eine Anstalt des öffentlichen
Rechts, da mitgliedschaftliche Organe fehlen, die zu korporativer Willensbildung
in der Lage sind. In allen folgenden Bestimmungen des KfW-Gesetzes wird
die KfW folgerichtig als Anstalt bezeichnet. Die Bezeichnung durch den Gesetz-
geber von 1948 wird entsprechend berichtigt.“50 Aus der Verwendung des
Wortes „berichtigt“ wird deutlich, dass es sich nach Auffassung des Gesetz-

45 Siehe Maurer/Waldhoff in: Maurer/Waldhoff, Allg. VerwR, § 23 Rn. 38.
46 Vgl. Maurer/Waldhoff in: Maurer/Waldhoff, Allg. VerwR, § 23 Rn. 57.
47 Vgl. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht II, S. 268; Maurer/Waldhoff in: Mau-

rer/Waldhoff, Allg. VerwR, § 23 Rn. 48.
48 WiGBl. 1948, S. 123.
49 Vgl. Art. 2 des Gesetzes zur Neustrukturierung der Förderbanken des Bundes

(Förderbankenneustrukturierungsgesetz) vom 15. August 2003 (BGBl. I 2003,
S. 1657).

50 BT-Drs. 15/743, S. 11; so bereits auch zutreffend Huber, Wirtschafts-Verwaltungs-
recht I, S. 139.
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